
der Verfahren im Zusammenhang mit dem Verhalten 
des Täters im Arbeits- und Freizeitbereich aufgeklärt 
und festgestellt.
Die Lebens- und Entwicklungsbedingungen dieser Tä­
ter sind gekennzeichnet durch inkonsequente Erzie­
hung im Elternhaus, durch mangelnde Aufsicht und 
Kontrolle einerseits und zu straffe oder sogar grobe Er­
ziehungsmethoden andererseits, durch fehlende Vor­
bildwirkung der Eltern, durch zerrüttete Ehen der El­
lern und in der Mehrzahl der Fälle durch sich bereits 
im Kindesalter anbahnende Fehlentwicklungen.
Diese für Rowdytäter typischen Faktoren wurden in 
den Verfahren festgestellt. Nur selten steht die Tat des 
Rowdsdäters im Widerspruch zu seinem bisherigen Ver­
halten. Besonders spürbar sind auch die Einflüsse der 
ideologischen Diversion.
Bei den vorsätzlichen Körperverletzungen treten in 
einigen Verfahren ebenfalls solche Persönlichkeitsmerk­
male hervor wie Alkoholmißbrauch, Arbeitsbummelei, 
Neigung zu Asozialität, Brutalität und Gewalttätigkei­
ten unter Alkoholeinfluß, Willensschwäche und Jäh­
zorn. In der überwiegenden Mehrzahl der Fälle wei­
sen die Täter von ihrem Charakter her und in ihrem 
bisherigen Verhalten jedoch keine die Straftat erklä­
renden Auffälligkeiten auf. Sie haben sich bis zu ihrer 
Straftat im wesentlichen gesellschaftsgemäß verhal­
ten.
Allerdings wird noch nicht im erforderlichen Umfang

das Verhalten des Angeklagten im Arbeitskollektiv, in 
der Hausgemeinschaft, im Freizeitbeieich und gegen­
über seinen Familienangehörigen aufgeklärt.
Als Tatumstände der vorsätzlichen Körperverletzungen 
sind oft Alkoholmißbrauch und damit verbundene Ent­
hemmung und Abbau der Kritikfähigkeit, Verärgerung, 
provozierendes Verhalten des Geschädigten, falsche 
Einschätzung der Situation und spontanes Handeln fest­
zustellen. Überwiegend werden die äußeren Anlässe 
zur Straftat und deren Motive von den Gerichten aus­
reichend aufgeklärt und festgestellt.
Problematisch ist für die Gerichte teilweise die rich­
tige Wertung der die Straftat bestimmenden Faktoren 
und Umstände. Sie werden in den Urteilen oft noch 
nebeneinander aufgezählt, ohne daß ihre wirkliche Be­
deutung für die Begehung der Straftat erkennbar wird. 
Dabei soll nicht verkannt werden,' daß in der Regel 
nicht ein Umstand allein, sondern eine Vielzahl von 
Eigenschaften, Motiven, Anlässen und Bedingungen 
für die Begehung einer Straftat bestimmend sein kann. 
Aufbauend auf einer entsprechenden Aufklärung be­
reits im Ermittlungsverfahren müssen die Gerichte ihre 
Anstrengungen zur Feststellung und Wertung der die 
Straftat bestimmenden Faktoren und Umstände er­
höhen, um den Anforderungen an eine sozialistische 
Strafrechtsprechung vollauf gerecht zu werden. Dabei 
muß jedoch einer soziologischen Erforschung von Um­
ständen, die für die Entscheidung der konkreten Sache 
keine Bedeutung haben, vorgebeugt werden.

Bericht über die 4. Plenartagung des Obersten Gerichts
Das Plenum des Obersten Gerichts hat sich auf seiner
4. Tagung am 18. Oktober 1972 mit Problemen der 
wirksamen Bekämpfung der vorsätzlichen Körperver­
letzungen, des Rowdytums und der gewaltsamen 
Sexualdelikte beschäftigt. Der Gegenstand dieser Be­
ratung und die Ergebnisse der in Vorbereitung der 
Plenartagung geführten Untersuchungen beweisen 
— wie Präsident Dr. T o e p 1 i t z einleitend hervor­
hob — die Kontinuität der Strafpolitik und der Recht­
sprechung des Obersten Gerichts. Mit dem Kampf ge­
gen die Gewaltkriminalität und der strikten Anwen­
dung der Bestimmungen des StGB werden die sozia­
listische Gesetzlichkeit gesichert und der zuverlässige 
Schutz des Lebens und der Gesundheit der Bürger so­
wie ihrer Rechte und Freiheiten gewährleistet. Dem 
Wohle und den Interessen des Volkes entspricht es,, 
wenn in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens 
Ordnung, Disziplin und Sicherheit als fester Bestand­
teil der Leitungstätigkeit durchgesetzt werden und die 
Einhaltung des sozialistischen Rechts zur festen Ge­
wohnheit wird./l/
Unter diesem Gesichtspunkt erläuterte Oberrichter 
Dr. S c h l e g e l ,  Mitglied des Präsidiums und Vorsit­
zender des Kollegiums für Strafsachen des Obersten 
Gerichts, auf der Grundlage eines Berichts des Präsi­
diums des Obersten Gerichts in seinem einleitenden 
Referat die weiteren Aufgaben der Gerichte bei der 
Bekämpfung der Gewaltkriminalität sowie Probleme 
der einheitlichen Rechtsanwendung./2/
Welche Bedeutung die für die Feststellung der Wahr­
heit erforderliche Sachaufklärung, die richtige Feststel­
lung der Schuld sowie die differenzierte Bewertung 
der Tatschwere und der Persönlichkeitsumstände für 
eine der sozialistischen Gerechtigkeit entsprechende IV

IV Vgl. Stoph, „Die Lösung der Hauptaufgabe bestimmt Arbeit 
der Regierung“, ND vom 17. Oktober 1972, S. 3.
12/ Der Bericht des Präsidiums und das Referat von Schlegel 
sind in diesem Heft veröffentlicht.

Strafzumessung und damit für die konsequente Be­
kämpfung der Gewaltkriminalität haben, wurde in der 
Diskussion sichtbar, die sich an das Referat von Schle­
gel anschloß.
Prof. Dr. W e b e r  (Deutsche Akademie für Staats­
und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“) befaßte sich 
eingehend mit der differenzierten Anwendung der 
Verurteilung auf Bewährung und der Erhöhung ihrer 
Wirksamkeit, mit der Abgrenzung dieser Strafart 
von der Geldstrafe und mit dem für die Strafzumes­
sung bedeutsamen Verhältnis zwischen Tatschwere und 
Täterpersönlichkeit./3/
Auf die Umstände, die für die Strafzumessung bei 
vorsätzlichen Körperverletzungen besonders zu beach­
ten sind, ging Direktor Dr. H u g o t (Stadtgericht von 
Groß-Berlin) ein. Aus Untersuchungen der Rechtspre­
chung auf diesem Gebiet ergebe sich, daß die Straf­
praxis generell richtig sei. Unter Berücksichtigung der 
Vielgestaltigkeit des Tatgeschehens, der sehr unter­
schiedlichen Motive und Anlässe sowie der Ursachen 
und Bedingungen der Straftaten zeige sich eine breite 
Differenziertheit. Die Mehrzahl der vorsätzlichen Kör­
perverletzungen sei jedoch nicht durch eine erhebliche 
Tatschwere gekennzeichnet, so daß der Anwendungs­
bereich der Strafen ohne Freiheitsentzug, insbesondere 
auch der Geldstrafe, sehr groß sei./4/
Unklarheit habe es in der Praxis jedoch bei der An­
wendung kurzfristiger Freiheitsstrafen nach § 40 Abs. 2 
StGB gegeben. Das Stadtgericht habe deshalb Kriterien 
ausgearbeitet, nach denen eine kurzfristige Freiheits­
strafe ausgesprochen werden kann, wenn die vorsätz­
liche Körperverletzung nach der Art und Weise der 
Tatbegehung sowie nach den eingetretenen Folgen 
nicht schwerwiegend ist,

/3/ Der Beitrag von Weber ist in diesem Heft veröffentlicht.
/4/ Zu den Erfahrungen der Berliner Gerichte bei der Anwen­
dung der Geldstrafen wird in einem der nächsten Hefte ein 
Bericht des Präsidiums des Stadtgerichts von Groß-Berlin an 
das Plenum des Stadtgerichts veröffentlicht werden.
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